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BUNDESGESETZBLATT 
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH 

Jahrgang 2003 Ausgegeben am 6. Juni 2003 Teil I 

30. Bundesgesetz: Änderung des Jugendgerichtsgesetzes 1988 und des Gerichtsorganisationsgeset-
zes 
(NR: GP XXII RV 26 AB 48 S. 12. BR: AB 6781 S. 696.) 

 

30. Bundesgesetz, mit dem das Jugendgerichtsgesetz 1988 und das Gerichtsorganisations-
gesetz geändert werden 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I 

Das Jugendgerichtsgesetz 1988, BGBl. Nr. 599, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I 
Nr. 19/2001, wird wie folgt geändert: 

1. § 23 und seine Überschrift entfallen. 

2. Im § 29 entfallen die Worte „und für Strafsachen wegen Straftaten, die vor Vollendung des einund-
zwanzigsten Lebensjahres begangen worden sind,“ 

3. § 49 Abs. 1 erster Satz lautet: 
„Für das Bundesland Wien besteht die Wiener Jugendgerichtshilfe.“ 

Artikel II 

Das Gerichtsorganisationsgesetz, RGBl. Nr. 217/1896, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz 
BGBl. I Nr. 134/2002, wird wie folgt geändert: 

1. § 26 Abs. 7 lautet: 
„(7) Die Jugendstrafsachen, die Jugendschutzsachen, die Strafsachen junger Erwachsener (§ 46a 

Abs. 1 JGG) und die Pflegschaftssachen von Minderjährigen, bei denen aus einem bestimmten Anlass 
eine Gefährdung der persönlichen Entwicklung zu besorgen ist, sind derart denselben Gerichtsabteilungen 
zuzuweisen, dass alle dieselbe Person betreffenden Angelegenheiten zu einer Gerichtsabteilung gehören. 
Eine weitere derartige Gerichtsabteilung darf nur dann eröffnet werden, wenn in den schon bestehenden 
Gerichtsabteilungen eine Auslastung von zumindest jeweils 50 vH in diesen Geschäftssparten verbleibt. 
Nach Tunlichkeit sind diesen Gerichtsabteilungen auch die sonstigen Pflegschaftssachen von Minderjäh-
rigen zuzuweisen.“ 

2. § 32 Abs. 6 lautet: 
„(6) Die Jugendstrafsachen, die Jugendschutzsachen und die Strafsachen junger Erwachsener (§ 46a 

Abs. 1 JGG) sind derselben Gerichtsabteilung zuzuweisen. Eine weitere derartige Gerichtsabteilung darf 
nur dann eröffnet werden, wenn in den schon bestehenden Gerichtsabteilungen eine Auslastung von zu-
mindest 50 vH in diesen Geschäftssparten verbleibt.“ 

Artikel III 
In-Kraft-Treten, Schluss- und Übergangsbestimmungen 

§ 1. (1) Artikel I tritt mit 1. Juli 2003, Artikel II mit 1. Februar 2004 in Kraft. 
(2) Bereits von dem der Kundmachung dieses Bundesgesetzes folgenden Tag an können organisato-

rische und personelle Maßnahmen im Zusammenhang mit den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes 
getroffen und Durchführungsverordnungen erlassen werden; sie dürfen aber erst mit dem In-Kraft-Treten 
dieses Bundesgesetzes in Wirksamkeit gesetzt werden. 
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§ 2. (1) Der Jugendgerichtshof Wien wird mit Ablauf des 30. Juni 2003 aufgelassen. 
(2) Die am 30. Juni 2003 beim Jugendgerichtshof Wien in Ausübung der Gerichtsbarkeit zweiter In-

stanz anhängigen Pflegschaftssachen (§ 23 Z 2 lit. a JGG) sind vom Landesgericht für Zivilrechtssachen 
Wien weiterzuführen. 

(3) Die am 30. Juni 2003 beim Jugendgerichtshof Wien in Ausübung der den Gerichtshöfen erster 
Instanz zustehenden Gerichtsbarkeit anhängigen Strafsachen (§§ 23 Z 2 lit. b und 25 JGG) sind vom 
Landesgericht für Strafsachen Wien weiterzuführen. 

(4) Die am 30. Juni 2003 beim Jugendgerichtshof Wien in Ausübung der den Bezirksgerichten zu-
stehenden Gerichtsbarkeit anhängigen Straf-, Jugendschutz- und Pflegschaftssachen (§§ 23 Z 1 und 25 
JGG) sind von den jeweils örtlich zuständigen Bezirksgerichten weiterzuführen. 

(5) Soweit Richter zum Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens dieses Bundesgesetzes noch auf Planstellen 
des Jugendgerichtshofes (§ 65 Z 5 und 6 des Richterdienstgesetzes, BGBl. Nr. 305/1961) ernannt sind, ist 
innerhalb eines Monats ab In-Kraft-Treten dieses Bundesgesetzes ihre amtswegige Ernennung (Verset-
zung) auf Richterplanstellen des Landesgerichtes für Strafsachen Wien oder der für Strafsachen zuständi-
gen Bezirksgerichte in der Bundeshauptstadt Wien zulässig. Der Bundesminister für Justiz hat vor einer 
Versetzung ein Gutachten des Personalsenates (Außensenat) des Oberlandesgerichtes Wien darüber ein-
zuholen, zu welchem Gericht die Versetzung erfolgen soll. 

(6) Die bisherigen Aufgaben des Jugendgerichtshofes Wien als Vollzugsgericht (§ 23 Z 3 JGG) 
kommen mit Wirksamkeit vom 1. Juli 2003 dem Landesgericht für Strafsachen Wien zu. 

(7) Soweit durch die Abs. 2 bis 4 keine Änderung in der Person des Richters eintritt, sind Verhand-
lungen nicht neu durchzuführen. 

(8) Die Abs. 2 bis 4 sind auch anzuwenden, wenn nach der rechtskräftigen Beendigung von Verfah-
ren, die beim Jugendgerichtshof Wien anhängig waren, Verfahrenshandlungen, Entscheidungen oder 
Verfügungen – etwa auch in Folge eines Antrags auf Wiederaufnahme des Verfahrens – vorzunehmen 
sind oder vorgenommen werden. 

(9) Schriftsätze, die in den in Abs. 2 bis 4 und 6 erwähnten Straf- und Pflegschaftssachen an den Ju-
gendgerichtshof Wien gerichtet werden, gelten als beim nunmehr zuständigen Gericht angebracht. 

(10) Das Aktenlager des Jugendgerichtshofes Wien wird dem Landesgericht für Strafsachen Wien 
zugewiesen. 

§ 3. Verweisungen auf den Jugendgerichtshof Wien in anderen Bundesgesetzen gelten als Verwei-
sungen auf das nach Maßgabe des § 2 nunmehr jeweils zuständige Gericht. 

§ 4. § 29 JGG in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 30/2003 ist auf vor dem 1. Juli 2003 
anhängige Strafverfahren nur anzuwenden, wenn ein Strafantrag oder eine Anklageschrift eingebracht 
wird oder ein Urteil in Folge einer Nichtigkeitsbeschwerde, einer Berufung, eines Einspruches oder einer 
Wiederaufnahme des Strafverfahrens aufgehoben wird. 

Klestil 

Schüssel  
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